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Einleitung und Gang der Untersuchung 

Die deutsche Rundfunklandschaft hat sich in den achtziger Jahren grundlegend 
verändert. Während bis zur Mitte der Achtziger ausschließlich Anstalten des 
öffentlich-rechtlichen Rechts als Anbieter von Hörfunk und Fernsehen auftraten, 
und sich das bundes deutsche Rundfunksystem lediglich eindimensional entwik-
kelt hat, sind den öffentlich-rechtlichen Anstalten mit der Öffnung des Rund-
funkmarktes durch die Zulassung von privaten Anbietern mittels gesonderter 
Mediengesetze in allen Bundesländern ernstzunehmende Konkurrenten im Wett-
bewerb um die Hörer- und Sehergunst erwachsen. 

In Baden-Württemberg haben sich die Landesregierung und Teile des Gesetz-
gebers Ende der siebziger Jahre erstmals um die Etablierung privater Rundfunk-
veranstalter bemüht. In dieser Anfangsphase hatte die rundfunkpolitische Ausein-
andersetzung im Land eher eine ideologische Dimension, da die Frage der Zulas-
sung privater Rundfunkanbieter je nach politischer Couleur anders beurteilt 
wurde. Mit dem dritten Rundfunkurteil des Bundesverfassungsgerichts im Jahre 
1981 waren die landesgesetzgeberischen Aktivitäten von hinreichend konkreten 
verfassungsrechtlichen Vorgaben getragen. Das am Ende der Bemühungen ste-
hende Landesmediengesetz Baden-Württemberg trat zum 1. Januar 1986 in Kraft 
und schaffte die gesetzliche Grundlage für eine privatrechtliche Rundfunkver-
anstaltung im Land. 

Die Existenz privatrechtlich organisierter Rundfunkanbieter ist im deutschen 
Südwesten jedoch kein Novum, denn schon vor dem zweiten Weltkrieg ver-
breiteten privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen regelmäßige Rundfunk-
programme. In ,Kapitel A' soll in einem kurzen Abriß die Geschichte des Rund-
funks im deutschen Südwesten anhand der wichtigsten Entwicklungsschritte bis 
hin zur nunmehr bevorstehenden Gründung der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalt SWR dargestellt werden, da nur aus der Gesamtsicht dieser Entwicklung 
das deutsche Rundfunksystem mit seiner beinahe vierzigjährigen Dominanz der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu verstehen ist. 

Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre rückten die "neuen Me-
dien", oder besser ausgedrückt die hinter diesen stehende technische Entwicklung 
der Übertragungskapazitäten durch Kabel und Satellit, sowie die sich abzeich-
nenden kommunikationstechnischen Entwicklungen im Bereich der Individual-
kommunikation in den Vordergrund der politischen Diskussion. Die zentrale 
politische Frage der damaligen Zeit war, ob und wie diese neuen Technologien 
zum Nutzen der Kommunikation, insbesondere aber im massenkommunikativen 
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Bereich, genutzt werden können. Parallel dazu entwickelte sich eine intensive 
Diskussion über die rechtlichen Rahmenbedingungen dieser möglichen Nutzung. 
Es sollen in ,Kapitel B' die wesentlichen entstehungsgeschichtlichen Schritte auf 
dem Weg zum Landesmediengesetz Baden-Württemberg sowie die bewegte 
Entwicklung, die das Gesetz auf der verfassungs gerichtlichen und politischen 
Bühne genommen hat, nachvollzogen und beleuchtet werden. Diese Gesamt-
entwicklung läßt sich in sechs grundlegende Phasen unterteilen. 

Dreh- und Angelpunkt der verfassungsrechtlichen Diskussion um die Ausge-
staltung der Rundfunkordnung ist die Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1 S. 2 
Grundgesetz. Der Streit in der Literatur - sekundiert durch (mittlerweile) um-
fangreiche bundesverfassungsgerichtliche Rechtsprechung - um die Interpretation 
dieser Norm ist beinahe so alt wie das Grundgesetz selbst. In dieser Interpretation 
liegt jedoch der Schlüssel zu der Frage, wie die Rundfunkordnung in Deutschland 
verfassungsgemäß organisiert werden muß. Es soll daher in ,Kapitel C' die 
Dimension des Grundrechts der Rundfunkfreiheit unter den bei den wesentlichen 
Interpretationsansätzen dargestellt und im Lichte der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts bewertet werden. 

Auf dieser Grundlage wird in ,Kapitel D' das aus dieser Interpretation folgen-
de Rundfunkmodell des Bundesverfassungsgerichts aufgezeigt und sodann die 
daraus abzuleitenden verfassungsrechtlichen Grundprinzipien für die Ausge-
staltung einer Rundfunkordnung, die sich durch das Nebeneinander von 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und privaten Anbietem auszeichnet, 
herausgearbeitet. 

Mittels des nun vorliegenden "Rasters" wird das Landesmediengesetz im 
zentralen ,Kapitel E' daraufhin untersucht, wie der baden-württembergische 
Landesgesetzgeber die verfassungsrechtlichen Grundprinzipien im Landesme-
diengesetz umgesetzt und ausgestaltet hat. Darüber hinaus wird geprüft, ob und 
inwieweit diese Ausgestaltungen geeignet sind, den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an eine duale Rundfunkordnung gerecht zu werden. Im Rahmen 
dieser Prüfung treten neben den verfassungsrechtlichen auch landesmediengesetz-
immanente, und somit einfachrechtliche Probleme in das Blickfeld der Betrach-
tung. Neben den vom Bundesverfassungsgericht zwingend geforderten Grund-
prinzipien kann der Landesgesetzgeber auch zusätzliche, den öffentlich-recht-
lichen und privaten Rundfunk betreffende Bereiche mittels des Landesmedienge-
setzes regeln. Hier soll der wichtige Bereich der Finanzierung des privaten Rund-
funks bearbeitet werden. Am Ende dieses Kapitels werden zwei ausgesuchte, dem 
Landesmediengesetz innewohnende verfassungsrechtliche Probleme, die Gegen-
stand einer seit 1992 beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Verfassungs-
beschwerde sind, am Maßstab der Rundfunkfreiheit des Art. 5 12 GG untersucht. 

Die abschließende Zusammenfassung soll die Ergebnisse der Untersuchung 
des Landesmediengesetzes stichwortartig darstellen und auf gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf hinweisen. 



A. Der Rundfunk im deutschen Südwesten 

Seit dem Bestehen des Landes Baden-Württemberg war die Rundfunkland-
schaft geprägt von der Vormachtstellung der beiden öffentlich-rechtlichen Lan-
desrundfunkanstalten, dem Süddeutschen Rundfunk (SDR) in Stuttgart und dem 
Südwestfunk (SWF) in Baden-Baden. Mit der Einruhrung des Landesmedienge-
setzes Baden-Württemberg (LMG) am 1. Januar 1986 verloren die Landesrund-
funkanstalten ihr Rundfunkveranstaltungsmonopol und der Rundfunk-, insbeson-
dere der Hörfunkmarkt, wurde rur private Anbieter geöffnet. Die Existenz pri-
vatrechtlicher Rundfunkveranstalter ist jedoch im deutschen Südwesten kein 
Novum, da Rundfunk bereits vor dem zweiten Weltkrieg in privatrechtlicher 
Organisationsform betrieben wurde. Zum Verständnis des Bestehenden bedarf es 
zunächst eines Blicks auf das Gewesene. 

I. Anfänge des Rundfunks in Württemberg und Baden 

Die Entstehung des Rundfunks in den damaligen Ländern Württemberg und 
Baden muß im Zusammenhang mit der Rundfunkentwicklung in der Weimarer 
Republik betrachtet werden, da die Grundlagen rur die Veranstaltung von Rund-
funksendungen im Reichsgebiet in Berlin gelegt wurden. Die Begriffe "Rund-
funk" und "Hörfunk" wurden in den Entstehungsjahren des Hörfunks gleich-
bedeutend verwendet. Erst mit der Einruhrung des "Fernsehens" wurde eine 
begriffliche Differenzierung notwendig. Spätestens seit dem ersten Rundfunk-
urteil des BVerfG versteht man den "Rundfunk" als Obergriffrur "Hörfunk" und 
"Fernsehen"!, doch umgangssprachlich wird der Rundfunk heute häufig mit dem 
Hörfunk gleichgesetzt und das Fernsehen daneben als selbständige Vokabel 
verwendet.2 

1. Historische Grundlagen 

Am 23.10.1923 schlug in Berlin die Geburtsstunde des deutschen Rundfunks, 
als die "Radio-Stunde AG" als erster Rundfunkveranstalter in Deutschland den 
Hörfunkprogrammbetrieb aufnahm. Die Initiative zur Einruhrung eines allgemei-

I BVerfGE 12,205,226. 
2 Oppennann, Kulturverwaltungsrecht, S. 495, Fn. 223. 
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